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Zusammenfassung

Die vorliegende Arbeit untersucht die verschiedenen Formen der Kooperation in
öffentlichen Kartellrechtsdurchsetzungsverfahren auf europäischer, deutscher und
englischer Ebene. Dabei werden insbesondere die Verpflichtungsverfahren, die
Bonusregelungen sowie die jüngeren Settlement-Verfahren untersucht und vergli-
chen.

Ziel dieser Untersuchung ist, fest zu stellen, ob die einzelnen Verfahren einer
effektiveren Durchsetzung zuträglich sind oder dieser eher schaden, z.B. weil das
entsprechende Verfahren durch die jeweilige Behörde zu unflexibel umgesetzt und
genutzt wird. Wichtig ist dabei jedoch auch die Sicht der betroffenen Unternehmen
und somit wird diese in allen Untersuchungsabschnitten berücksichtigt.

Im Rahmen der Untersuchung wird deshalb ferner auf privatrechtliche Kartell-
rechtsdurchsetzungsverfahren eingegangen, da diese häufig in einem Spannungs-
verhältnis zu den oben genannten Verfahren stehen.

Im Ergebnis zeigt die Untersuchung, dass die Europäische Kommission, das
BKartA und das OFT über ähnliche Verfahren verfügen, die größtenteils sehr ef-
fektiv eingesetzt werden, in mancher Hinsicht aber verbessert werden könnten. Der
Vergleich der drei Rechtssysteme, der dieser Arbeit zu Grunde liegt, macht zudem
deutlich, welche Aspekte der Systeme sinnvoller Weise reformiert werden sollten,
nicht nur, um mehr Harmonisierung zu erreichen, sondern vielmehr um die ein-
zelnen Verfahren zu stärken. Allein durch die Entwicklung des europäischen Sett-
lement-Verfahrens und der entsprechenden Pendants in Deutschland und England,
hat die Kartellrechtsdurchsetzung in Europa jedoch große Schritte nach vorne ge-
macht.

Entstanden ist diese Arbeit durch die Aufarbeitung und Untersuchung beste-
hender Abhandlungen zu verwandten Themen sowie durch Erfahrungen aus meiner
persönlichen anwaltlichen Tätigkeit in Großbritannien. Zudem wurden wertvolle
Anhaltspunkte durch eine Vielzahl von persönlichen Gesprächen mit Professoren
in England, hochrangigen Vertretern des OFTs, des CCs und des BKartAs gesam-
melt sowie durch Erfahrungsberichte von deutschen und englischen Anwälten, die
selbst Unternehmen in den entsprechenden Verfahren vertreten haben, gewonnen.
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vatrecht (Zeitschrift)
ReD Recht der Energiewirtschaft (Zeitschrift)
Rn. Randnummer
Rs. Rechtssache
Rz. Randziffer
  
S. Seite
s. siehe
Slg. Sammlung
StA Staatsanwaltschaft
StGB Strafgesetzbuch
StPO Strafprozessordnung
  
Tz. Textziffer
  
U. Chi. L. Rev. University of Chicago Law Review (Zeitschrift)
UCB Union Chimique Belge
  
v. versus, gegen
VerfVO Verfahrensverordnung
Vgl. vergleiche
VO Verordnung
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VO 1/2003 Verordnung (EG) Nr. 1/2003 des Rates vom 16. Dezember
2002 zur Durchführung der in den Artikeln 81 und 82 des Ver-
trages niedergelegten Wettbewerbsregeln (ABl. Nr. L 1 v. 04.
01. 2003, S. 1 ff.)

VO 622/2008 Verordung (EG) Nr. 622/2008 der Kommission vom 30. Juni
2008 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 773/2004 hin-
sichtlich der Durchführung von Vergleichsverfahren in Kar-
tellfällen (ABl. Nr. L 171/3 v. 01.07.2008, S. 3 ff.)

VO 773/2004 Verordnung (EG) Nr. 773/2004 der Kommission vom 7. April
2004 über die Durchführung von Verfahren auf der Grundlage
der Artikel 81 und 82 EG-Vertrag durch die Kommission
(ABl. Nr. L 123/18 v. 27.4.2004, S. 18 ff.)

Vol. Volume
VwGO Verwaltungsgerichtsordnung
VwVfG Verwaltungsverfahrensgesetz
  
WRP Wettbewerb in Recht und Praxis (Zeitschrift)
WuW Wirtschaft und Wettbewerb (Zeitschrift)
  
ZPO Zivilprozessordnung
ZRP Zeitschrift für Rechtspolitik (Zeitschrift)
ZUM Zeitschrift für Urheber- und Medienrecht (Zeitschrift)
ZWeR Zeitschrift für Wettbewerbsrecht (Zeitschrift)
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